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Verdachtskündigung eines Berufsausbildungsverhältnisses
Der dringende Verdacht einer schwerwiegenden Pflichtverletzung des Auszubildenden kann einen wichtigen Grund 
zur Kündigung des Berufsausbildungsverhältnisses nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 BBiG darstellen, wenn der Verdacht auch bei 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Ausbildungsverhältnisses dem Ausbildenden die Fortsetzung der Ausbildung 
objektiv unzumutbar macht. Der Kläger absolvierte bei der Beklagten eine Berufsausbildung zum Bankkaufmann. Er 
zählte das sich in den Nachttresor-Kassetten einer Filiale befindliche Geld. Später wurde ein Kassenfehlbestand von 
500,00 EUR festgestellt. Nach Darstellung der Beklagten nannte der Kläger in einem Personalgespräch von sich aus die 
Höhe dieses Fehlbetrags, obwohl er nur auf eine unbezifferte Kassendifferenz angesprochen worden war. Die Beklagte 
hat das Berufsausbildungsverhältnis wegen des durch die Offenbarung von Täterwissen begründeten Verdachts der 
Entwendung des Fehlbetrags gekündigt. Der Kläger hält die Kündigung für unwirksam. Die Verdachtskündigung hat 
das Ausbildungsverhältnis beendet, so das BAG. Es bedurfte weder einer vorherigen Bekanntgabe des Gesprächsthe-
mas noch eines Hinweises bzgl. der möglichen Kontaktierung einer Vertrauensperson. Auch Datenschutzrecht stand 
der Beweiserhebung und -verwertung nicht entgegen. 
BAG, Urt. v. 12.02.2015, 6 AZR 845/13

Wirksamkeit einer Klageverzichtsklausel in einem Aufhebungsvertrag
Ein Klageverzicht in einem vom Arbeitgeber vorformulierten Aufhebungsvertrag unterliegt als Nebenabrede einer In-
haltskontrolle nach § 307 BGB. Wird ein solcher formularmäßiger Klageverzicht in einem Aufhebungsvertrag erklärt, der 
zur Vermeidung einer vom Arbeitgeber angedrohten außerordentlichen Kündigung geschlossen wird, benachteiligt die-
ser Verzicht den Arbeitnehmer unangemessen i. S. v. § 307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB, wenn ein verständiger Arbeitgeber 
die angedrohte Kündigung nicht ernsthaft in Erwägung ziehen durfte. Denn der im Aufhebungsvertrag vorgesehene 
Klageverzicht nimmt dem Arbeitnehmer im Ergebnis die Möglichkeit, den Vertrag rechtlich durchsetzbar anzufechten. 
Das ist mit dem gesetzlichen Leitbild nur zu vereinbaren, wenn die Drohung mit der außerordentlichen Kündigung nicht 
widerrechtlich war. Im Ergebnis teilt damit die Klageverzichtsklausel das rechtliche Schicksal des Aufhebungsvertrags.
BAG, Urt. v. 12.03.2015, 6 AZR 82/14

Urlaubsgewährung nach fristloser Kündigung
Kündigt ein Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis fristlos sowie hilfsweise ordentlich unter Wahrung der Kündigungsfrist 
und erklärt er im Kündigungsschreiben, dass der Arbeitnehmer für den Fall der Unwirksamkeit der außerordentlichen 
Kündigung unter Anrechnung der Urlaubsansprüche von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung freigestellt wird, wird 
der Anspruch des Arbeitnehmers auf bezahlten Erholungsurlaub nicht erfüllt, wenn die außerordentliche Kündigung 
unwirksam ist. Nach § 1 BUrlG setzt die Erfüllung des Anspruchs auf Erholungsurlaub neben der Freistellung von der 
Verpflichtung zur Arbeitsleistung auch die Zahlung der Vergütung voraus. Deshalb gewährt ein Arbeitgeber durch 
die Freistellungserklärung in einem Kündigungsschreiben nur dann wirksam Urlaub, wenn er dem Arbeitnehmer die 
Urlaubsvergütung vor Antritt des Urlaubs zahlt oder vorbehaltlos zusagt.
BAG, Urt. v. 10.02.2015, 9 AZR 455/13

Urlaub bei Wechsel in eine Teilzeittätigkeit mit weniger Wochenarbeitstagen
Kann ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer vor seinem Wechsel in eine Teilzeittätigkeit mit weniger Wochenarbeitsta-
gen Urlaub nicht nehmen, darf nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) die Zahl der 
Tage des bezahlten Jahresurlaubs wegen des Übergangs in eine Teilzeitbeschäftigung nicht verhältnismäßig gekürzt 
werden. Das Argument, der erworbene Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub werde bei einer solchen Kürzung nicht 
vermindert, weil er – in Urlaubswochen ausgedrückt – unverändert bleibe, hat der EuGH unter Hinweis auf das Verbot 
der Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter ausdrücklich verworfen. Aufgrund dieser Rechtsprechung des EuGH konnte 
an der bisherigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht festgehalten werden, nach der die Urlaubstage 
grundsätzlich umzurechnen waren, wenn sich die Anzahl der mit Arbeitspflicht belegten Tage verringerte.
BAG, Urt. v. 10.02.2015, 9 AZR 53/14
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Befristete Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nach Erreichen des Renteneintrittsalters
Der Kläger, der seit Vollendung seines 65. Lebensjahres gesetzliche Altersrente bezieht, war bei der Beklagten lang-
jährig beschäftigt. Sein Arbeitsvertrag sah keine Regelung über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters vor. Die Parteien vereinbarten, dass das Arbeitsverhältnis am 31. Dezember 2010 
ende. Dieser Vertrag wurde zweimal verlängert. Nachdem der Kläger um eine Weiterbeschäftigung gebeten hatte, ver-
einbarten die Parteien, dass der Arbeitsvertrag ab 1. August 2011 mit veränderten Konditionen weitergeführt werde 
und am 31. Dezember 2011 ende. Der Vertrag enthält die Abrede, dass der Kläger eine noch einzustellende Ersatzkraft 
einarbeitet. Der Kläger hat die Feststellung begehrt, dass sein Arbeitsverhältnis nicht durch die Befristung am 31. De-
zember 2011 geendet hat. Die Revision des Klägers hatte Erfolg. Der Bezug von gesetzlicher Altersrente allein rechtfer-
tigt die Befristung des Arbeitsverhältnisses aus in der Person des Arbeitnehmers liegenden Gründen (§ 14 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 6 TzBfG) nicht. Erforderlich ist in diesem Fall vielmehr zusätzlich, dass die Befristung einer konkreten Nachwuchspla-
nung der Beklagten diente. Hierzu hat das Landesarbeitsgericht bislang keine tatsächlichen Feststellungen getroffen. 
BAG, Urt. v. 11.02.2015, 7 AZR 17/13

Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit infolge langjähriger Alkoholabhängigkeit
Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis länger als vier Wochen andauert, haben nach § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit bis längstens sechs Wochen. Eine Arbeits-
unfähigkeit ist verschuldet, wenn ein Arbeitnehmer in erheblichem Maße gegen das von einem verständigen Men-
schen in seinem eigenen Interesse zu erwartende Verhalten verstößt. Bei einem alkoholabhängigen Arbeitnehmer 
fehlt es suchtbedingt auch im Fall eines Rückfalls nach einer Therapie regelmäßig an einem solchen Verschulden.
BAG, Urt. v. 18.03.2015, 10 AZR 99/14

Observation durch einen Detektiv mit heimlichen Videoaufnahmen
Ein Arbeitgeber, der wegen des Verdachts einer vorgetäuschten Arbeitsunfähigkeit einem Detektiv die Überwa-
chung eines Arbeitnehmers überträgt, handelt rechtswidrig, wenn sein Verdacht nicht auf konkreten Tatsachen 
beruht. Für dabei heimlich hergestellte Abbildungen gilt dasselbe. Eine solche rechtswidrige Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts kann einen Geldentschädigungsanspruch („Schmerzensgeld“) begründen. Im konkreten 
Fall hatte der Arbeitgeber keinen berechtigten Anlass zur Überwachung. Der Beweiswert der Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigungen war weder dadurch erschüttert, dass sie von unterschiedlichen Ärzten stammten, noch durch eine 
Änderung im Krankheitsbild oder weil ein Bandscheibenvorfall zunächst hausärztlich behandelt worden war. Der 
Arbeitgeber musste der Arbeitnehmerin daher ein Schmerzensgeld in Höhe von 1.000,00 EUR zahlen.
BAG, Urt. v. 19.02.2015, 8 AZR 1007/13

Veröffentlichung von Videoaufnahmen eines Arbeitnehmers 
Nach § 22 KUG (Kunsturhebergesetz) dürfen Bildnisse von Arbeitnehmern nur mit ihrer Einwilligung veröffentlicht 
werden. Diese muss schriftlich erfolgen. Eine ohne Einschränkung erteilte Einwilligung des Arbeitnehmers erlischt 
nicht automatisch mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses. Sie kann aber widerrufen werden, wenn dafür ein plau-
sibler Grund angegeben wird. Der Kläger erklärte schriftlich seine Einwilligung, dass die Beklagte von ihm als Teil der 
Belegschaft Filmaufnahmen macht und diese für ihre Öffentlichkeitsarbeit verwendet und ausstrahlt. Danach ließ die 
Beklagte einen Werbefilm herstellen, in dem zweimal die Person des Klägers erkennbar abgebildet wird. Das Video 
konnte von der Internet-Homepage der Beklagten aus angesteuert und eingesehen werden. Das Arbeitsverhältnis 
zwischen den Parteien endete vier Jahre später. Kurz darauf erklärte der Kläger den Widerruf seiner „möglicherwei-
se“ erteilten Einwilligung und forderte die Beklagte auf, das Video binnen 10 Tagen aus dem Netz zu nehmen. Dem 
folgte die Beklagte – unter Vorbehalt – nach Ablauf der gesetzten Frist. Der Kläger verlangte gerichtlich die Unter-
lassung weiterer Veröffentlichung und Schmerzensgeld, allerdings erfolglos. Ein späterer Widerruf, so das BAG, war 
grundsätzlich möglich, jedoch hat der Kläger für diese gegenläufige Ausübung seines Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung keinen plausiblen Grund angegeben. Er kann daher eine weitere Veröffentlichung nicht untersa-
gen lassen und würde durch diese in seinem Persönlichkeitsrecht nicht verletzt werden. 
BAG, Urt. v. 19.02.2015, 8 AZR 1011/13
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